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Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Bäder
An die 
Mitglieder
des Ausschusses für Schule, Kultur, Sport 
und Bäder

Geschäftsführung:

Telefon:
Telefax:
E-Mail:

Öffnungszeiten:

Hans Jürgen Etzelmüller

06421 201-1379
06421 201-1418
hansjuergen.etzelmueller@marburg-stadt.de

Montag, Mittwoch, Freitag von 8 – 12 Uhr 
Donnerstag von 15 – 18 Uhr
und nach Vereinbarung

Marburg, 11.09.2017

Sitzung des Ausschusses für Schule, Kultur, Sport und Bäder (öffentlich)

Sehr geehrte Damen und Herren,

zu einer Sitzung des Ausschusses für Schule, Kultur, Sport und Bäder (öffentlich) der 
Stadtverordnetenversammlung am

Donnerstag, den 21.09.2017, 17:00 Uhr,
Sophie-von-Brabant-Schule, Foyer, Willy-Mock-Straße 12, 35037 Marburg

(Achtung: Geänderter Sitzungsort)

lade ich Sie hiermit fristgerecht ein.

Folgende Tagesordnung ist vorgesehen:

1 Eröffnung der Sitzung

2 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 17.08.2017

3 Vorstellung der Sophie-von-Brabant-Schule

4 Anträge der Fraktionen

4.1 Antrag der FDP/MBL-Fraktion betr. Unterstützung eines bilingualen Schulzweigs an 
der Steinmühle
Vorlage: VO/5660/2017

4.2 Antrag der Fraktion Marburger Linke betr. Opfer der Marburger Jäger in Königshütte 
(heute Chorzów)
Vorlage: VO/5670/2017
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4.3 Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen betr. Kinderbetreuung in Marburg ab 
2018
Vorlage: VO/5786/2017

4.4 Antrag der Fraktionen SPD, BfM und CDU betr. gebührenfreie Kinderbetreuung für 
alle
Vorlage: VO/5806/2017

5 Kenntnisnahmen

6 Verschiedenes

7 Wahl einer/eines neuen Vorsitzenden des Ausschusses für Schule, Kultur, Sport und 
Bäder
Vorlage: VO/5785/2017

Mit freundlichen Grüßen
gez.

Kirsten Dinnebier
Vorsitzende
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Fraktionsantrag 

 

Vorlagen-Nr.: 
Status: 
Datum: 
 

 

VO/5660/2017 
öffentlich 
14.06.2017 
 

  

Antragstellende Fraktion/en: FDP/MBL 
  

 
 

Beratungsfolge: 
 

 

Gremium 
 

Zuständigkeit  
 

Sitzung ist 

Magistrat Stellungnahme Nichtöffentlich 
Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Bäder Vorberatung Öffentlich 
Stadtverordnetenversammlung Entscheidung Öffentlich 
   

 
Antrag der FDP/MBL-Fraktion betr. Unterstützung eines bilingualen Schulzweigs an 
der Steinmühle 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung begrüßt und unterstützt die Pläne der Steinmühle, einen 
bilingualen Schulzweig einzurichten. 
 
Der Magistrat wird gebeten, im Rahmen seiner Möglichkeiten diese Idee zu unterstützen. 
 
 
Begründung: 
 
Die bekannt gewordenen Pläne der Steinmühle zur Einrichtung eines bilingualen Schul-
zweigs sind zukunftsweisend und innovativ. Damit wird die Schule einer Nachfrage nach 
moderner Schulausbildung gerecht und stärkt den vielfältigen Schulstandort Marburg, zumal 
es einen Wettbewerb mit Wetzlar um die Förderung gibt. 
 
Einer Universitätsstadt wie Marburg, die auf internationale Experten und Fachkräfte an der 
Universität aber auch in der Industrie z.B. am Pharmastandort Michelbach angewiesen ist, 
müsste es ein Anliegen sein, ein angemessenes und attraktives Umfeld für deren Familien 
zu schaffen, wozu selbstverständlich auch ein adäquates Schulangebot gehört. Darüber hin-
aus gibt es viele Marburger Familien, die gerne ein bilinguales Angebot wahrnehmen wür-
den. 
 
 
Christoph Ditschler Dr. Hermann Uchtmann Michael Selinka 
 

zu TOP 4.1
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Fraktionsantrag
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/5670/2017
öffentlich
19.06.2017

Antragstellende Fraktion/en: Marburger Linke

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Stellungnahme Nichtöffentlich
Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Bäder Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Entscheidung Öffentlich

Antrag der Fraktion Marburger Linke betr. Opfer der Marburger Jäger in Königshütte 
(heute Chorzów)

Beschlussvorschlag:

Der Magistrat wird gebeten, die Zahl und die Namen der Opfer des Massakers der Militärein-
heit Marburger Jäger an Arbeitern in Königshütte (heute Chorzów, Polen) vom Januar 1919 
genau zu ermitteln, z.B. durch eine offizielle Anfrage bei der Stadt Chorzów und/oder das 
Deutsche Historische Institut Warschau.

Die Universitätsstadt Marburg wird anlässlich des 100. Jahrestags des Massakers von Kö-
nigshütte ein öffentliches Gedenken organisieren und sich offiziell bei den Nachkommen und 
der Stadt Chorzów für die Gewalttaten entschuldigen.

Begründung:

Die vom Magistrat der Universitätsstadt Marburg in Auftrag gegebene und in den Marburger 
Stadtschriften erschienene Studie „Zur Geschichte der ‚Marburger Jäger‘“ (2014) hat u.a. zu 
Tage gebracht, dass die Marburger Militäreinheit auch in Königshütte (heute Chorzów) Ge-
walttaten begangen hat. Die Ziele und Aufgaben der Jäger formulierte der Kommandeur des 
Reserve-Jäger-Batl. Nr. 11 Ernst von Chappuis wie folgt: „die Rettung Oberschlesiens vor 
den Spartakisten und den Polen für das Deutschtum“.
Die in Königshütte stationierten ‚Marburger Jäger‘ gingen gewalttätig gegen die lokale Ar-
beiterschaft vor und schossen am 3. Januar 1919 auf demonstrierende Arbeiter. Mindestens 
16 Menschen starben im Maschinengewehrfeuer; 21 weitere wurden verletzt. Der Historiker 
und Mitautor der Studie Klaus Peter-Friedrich konnte die Namen von 13 Opfern (Studie, 
S.101f.) recherchieren:

- Karl Czech, 26 Jahre, Hilfsschrankenwärter aus Neu Heiduk
- Anton Fuchs, 18 Jahre, Hüttenarbeiter
- Franz-Georg Gawlitzek, 32 Jahre, Grubenarbeiter
- Hermann Grychtol, 19 Jahre, Elektriker aus Schwientochlowitz
- Maria Gryszczyk, 28 Jahre, Arbeiterin
- Johann Kandzia, 24 Jahre, Grubenarbeiter aus Neu Heiduk

zu TOP 4.2
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- Andreas Franz Kania, 55 Jahre, Grubenarbeiter aus Neu Heiduk
- Franz Martin Klis, 52 Jahre, Hauer
- Anton Paul Lakota, 41 Jahre, Grubenarbeiter
- Wilhelm Lipp, 18 Jahre, Grubenarbeiter
- Peter Mathussek, 41 Jahre, Zimmerhauer aus Bismarckhütte
- Franz Michael Olszycka, 50 Jahre, Hauer
- Alfons Arthur Zuber, 16 Jahre, Arbeiter

Anlässlich des 100. Jahrestags dieses Massakers wäre es endlich an der Zeit, dass der Ma-
gistrat, die Zahl und die Namen der Opfer des Massakers der Militäreinheit Marburger Jäger 
an Arbeitern in Königshütte (heute Chorzów, Polen) vom Januar 1919 genau versucht zu 
ermitteln, z.B. durch eine offizielle Anfrage bei der Stadt Chorzów und/oder das Deutsche 
Historische Institut Warschau und ein öffentliches Gedenken organisiert.

Jan Schalauske Renate Bastian Henning Köster-Sollwedel
Tanja Bauder-Wöhr Inge Sturm Elisabeth Kula
Roland Böhm Jonathan Schwarz 

zu TOP 4.2
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Fraktionsantrag
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/5786/2017
öffentlich
04.09.2017

Antragstellende Fraktion/en: B90/Die Grünen

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Stellungnahme Nichtöffentlich
Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung Vorberatung Öffentlich
Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Bäder Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Entscheidung Öffentlich

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen betr. Kinderbetreuung in Marburg ab 2018

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Magistrat wird aufgefordert, 

1. die 2016 voreilig beschlossene Erhöhung der Kinderbetreuungsgebühren incl. der Be-
treuungsgebühren an Grundschulen zum 1. Januar 2018 zurück zu nehmen und un-
verzüglich einen entsprechenden Satzungsentwurf vorzulegen;

2. zeitgleich - mit der auf 6 Stunden Betreuung bezogenen Beitragsbefreiung für 3 Kin-
dergartenjahre durch das Land zum 1. August 2018 – in Marburg die generelle Gebüh-
renfreiheit für den Besuch von Krippen, Kindergärten und Tagespflege einzuführen;

3. analog zum gebührenfreien Besuch der Kinderbetreuung auch die Hortbetreuung für 
Grundschüler der Klassen 1 – 4 beitragsfrei zu stellen;

4. darzustellen, welche Einsparungen sich für den städtischen Haushalt durch die Bei-
tragsbefreiung vom Land (incl. der Jugendhilfekosten für die befreiten Familien) erge-
ben und inwiefern sich eine Beteiligung am Landesprogramm Pakt für den Nachmittag 
auch für die Finanzierung der Grundschulbetreuung positiv auf die städtischen Finan-
zen auswirken würde; 

5. die in Marburg erreichte Qualität der Kinderbetreuung zu erhalten und weiter zu entwi-
ckeln - das betrifft sowohl den Personalschlüssel für die Betreuungsgruppen als auch 
die Qualifizierungsmöglichkeiten für die Erzieher*innen;

6. den weiteren Ausbau von Kinderbetreuungsplätzen in allen drei Bereichen entspre-
chend dem steigenden Bedarf vorzunehmen, d.h. einen Ausbau zu realisieren, der der 
deutlich gewachsenen Anzahl von Kindern in Marburg gerecht wird und die steigende 
Nachfrage nach Krippen- und Ganztagsplätzen in Kitas aufgrund der Gebührenbefrei-
ung berück-sichtig;

zu TOP 4.3
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7. beim Bund eine bessere Finanzierung des Ausbaus der kommunalen Kinderbetreu-
ungseinrichtungen und beim Land die Sicherung der Qualität einzufordern - auch wenn 
begrüßenswerterweise der Bund bereits als ersten Schritt 86 Millionen Euro für den 
Ausbau  und das Land 50 Millionen für Qualitätssteigerung bereit gestellt haben;

8. angesichts der steigenden Kinderzahlen ein Sofortprogramm aufzulegen, um unver-
züglich weitere Krippenplätze und Ganztagesplätze in Kita-Bereich zu schaffen.

Begründung:

Wie der Oberbürgermeister in der August-Stadtverordnetenversammlung deutlich machte, war 
die Gebührenerhöhung für die Betreuung der Marburger Kinder über-stürzt  und aufgrund der 
gewachsenen Steuereinnahmen auch überflüssig. Sie sollte deshalb so bald wie möglich, spä-
testens zum 01.01.2018, zurückgenommen werden. 

Die erfreuliche Übernahme eines Großteils der Kindergartengebühren durch das Land zum 
01.08.2018 veranlasst die Stadt Marburg dazu, zeitgleich eine voll-ständige Gebührenfreiheit 
für die Kinderbetreuung in Krippen und Kindergärten vorzunehmen. „Wenn schon, dann für al-
le“ bedeutet, dass auch die Grundschulkinderbetreuung umfasst sein muss. Solange es keine 
Ganztagsschulangebote gibt, muss die Stadt auch hier die Gebührenfreiheit sicherstellen.

Die bisherige Qualität der Kinderbetreuung hat sich daran orientiert, dass es sich nicht um ei-
ne Verwahrung, sondern um eine wichtige, die Zukunft unserer Gesellschaft betreffende Auf-
gabe handelt, dass sie einen Beitrag zur Persönlichkeits-bildung unserer Kinder leistet. Diese 
Qualität muss auch zukünftig sichergestellt werden, d. h. dass weder der Personalschlüssel 
für die Kinderbetreuung noch die Qualifizierungsmöglichkeiten für die Erzieher*innen reduziert 
werden, auch nicht für den Ausbau weiterer Plätze. 

Ein Ausbau ist in größerem Umfang erforderlich, obwohl in den vergangenen Jahren bereits 
vorausschauend und hessenweit vorbildlich die Anzahl der Krippen- und Kitaplätze erhöht wur-
den. Ein weiterer Ausbau ist dringend notwendig, weil erfreulicherweise die Geburtenrate in 
den letzten Jahren deutlich gestiegen ist und durch die Zuwanderung von Geflüchteten sich 
der Anteil dieser Altersgruppe weiter erhöht hat. Gleichzeitig darf nicht ignoriert werden, dass 
mit der Gebührenbefreiung mehr Eltern als bisher die Chance nutzen möchten, für ihre Kinder 
einen Betreuungsplatz in der Krippe bzw. einen Ganztagsplatz im Kindergarten zu bekommen. 
Den Eltern Gebührenfreiheit zu versprechen, einem Teil von ihnen aber gleichzeitig zu sagen, 
leider haben wir keine Krippen- oder Ganztagsplatz für euch, halten wir für sehr ungerecht und 
dies wird auch den Ärger der Eltern mobilisieren.

Wenn das Land Hessen und im Gefolge damit auch die Stadt Marburg mit der Ab-schaffung 
von Gebühren für Kinderbetreuung einen wichtigen und zukunftsweisen-den Schritt in die rich-
tige Richtung unternommen haben, sind vor allem den Platzausbau und die Qualität der Be-
treuung betreffend weitere Anstrengungen erforderlich. Jetzt ist insbesondere der Bund gefor-
dert. Die Bundesregierung muss nach Einführung der Rechtsansprüche für Kindergarten- und 
Krippenplätze endlich die Kommunen nachhaltig entlasten und besser finanzieren und das 
Land muss weiterhin helfen, die Qualität zu sichern. 

Dr. Christa Perabo Madelaine Stahl

zu TOP 4.3
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Fraktionsantrag
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/5806/2017
öffentlich
08.09.2017

Antragstellende Fraktion/en: SPD
CDU
BfM

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Stellungnahme Nichtöffentlich
Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung Vorberatung Öffentlich
Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Bäder Vorberatung Öffentlich
Haupt- und Finanzausschuss Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Entscheidung Öffentlich

Antrag der Fraktionen SPD, BfM und CDU betr. gebührenfreie Kinderbetreuung für alle

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Die Stadtverordnetenversammlung begrüßt die Initiative des Oberbürgermeisters, die ange-
kündigte Gebührenbefreiung für die 6-Stunden-Betreuung der 3- bis 6-jährigen Kinder auf die 
ganztägigen Betreuungsplätze und auf die ganztägige U3-Betreuung auszuweiten, sofern die 
Ankündigung der Landesregierung auch finanziell unterfüttert wird, so dass von echter Gebüh-
renfreiheit gesprochen werden kann, von der alle Kinder im Alter von 0 bis 6 Jahren profitie-
ren können.

Der Magistrat wird gebeten,

1. sich bei der Landeregierung auf eine möglichst schnelle Umsetzung der angekündigten
Bezuschussung für Kita-Gebühren einzusetzen;

2. auf die Landesregierung dahingehend einzuwirken, dass die Kommunen durch die Finan-
zierung über den Kommunalen Finanzausgleich (KFA) nicht benachteiligt werden, damit die-
se eine echte Entlastung erfahren;

3. sobald verbindliche Umsetzungsregeln vorliegen, zu prüfen, inwieweit damit eine
komplette Gebührenbefreiung für Kinderbetreuung von 0 bis 6 Jahren in Marburg
umgesetzt werden kann;

4. zu prüfen, ob und unter welchen Voraussetzungen auch die Hort- und Grundschulbetreu-
ung in Horten für Eltern in Marburg gebührenfrei gestaltet werden kann;

zu TOP 4.4
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Begründung:

Die Abschaffung von Kita-Gebühren ist ein wichtiger bildungspolitischer Schritt und ein Bau-
stein für Bildungs- und Chancengerechtigkeit aller Kinder und für die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf.

Die von der Landesregierung angekündigte Beitragsbefreiung für 6-Stunden-Plätze über alle 
drei Kindergartenjahre hinweg wird von der Stadtverordnetenversammlung begrüßt, die ent-
sprechenden Ausführungsbestimmungen sollten sobald als möglich zur Verfügung gestellt 
werden.

Schon heute erfolgt in Marburg ein hoher Sozialausgleich und rund 40 % von Eltern, die über 
ein geringes Einkommen verfügen bzw. mehrere Kinder haben, sind von Kita-Gebühren teil-
weise bzw. gänzlich befreit. Daraus ergibt sich ggf. die Chance, mit den angekündigten Mit-
teln Gebührenfreiheit für alle Kinder von 0 bis 6 Jahren sowie auch für die Ganztagsbetreuung 
zu erreichen.

Da eine qualitativ gute Betreuung nicht nach dem Besuch des Kindergartens endet, ist auch 
die Gebührenbefreiung für den Hort- und Grundschulbereich zu prüfen, soweit dies kosten-
neutral gelingt.

Die Stadtverordnetenversammlung fordert, dass sich das Land Hessen an den Betriebskos-
ten für Kitas verbindlich und dauerhaft mit 2/3 der Gesamtkosten für den Betrieb von Kinder-
tagesstätten und Tagespflege beteiligt; denn gerade hochbelastete Kommunen, die auch ger-
ne mehr in eine qualitativ hochwertige Bildung investieren möchten, sind in ihren finanziellen 
Möglichkeiten stark eingeschränkt.

Matthias Simon Gabriele Mensing Dirk Bamberger
Uli Severin Andrea Suntheim-Pichler Roger Pfalz
Gerald Weidemann Karin Schaffner
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Wahlen
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/5785/2017
öffentlich
01.09.2017

Dezernat:
Fachdienst: 09 - Stabsstelle zur Unterstützung und Betreuung kommunaler 

Gremien
Sachbearbeiter/in: Sprenger, Lothar

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Bäder Entscheidung Öffentlich

Wahl einer/eines neuen Vorsitzenden des Ausschusses für Schule, Kultur, 
Sport und Bäder

Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Bäder wird gebeten eine neue / einen neuen Aus-
schussvorsitzende/n zu wählen.

Sachverhalt:

Die Stadtverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 30.06.2017 die Stadtverordnete 
Kirsten Dinnebier zur neuen Stadträtin der Universitätsstadt Marburg gewählt. Frau Dinnebier 
wird ihr Amt zum 01.10.2017 antreten und damit aus der Stadtverordnetenversammlung aus-
scheiden. Die bisher von ihr wahrgenommene Position der Vorsitzenden des Ausschusses für 
Schule, Kultur, Sport und Bäder ist deshalb neu zu besetzen.

Marianne Wölk
Stadtverordnetenvorsteherin

zu TOP 7.
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